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Hinterbliebenenrente: Was sich zum 1. Juli ändert 

(gekürzt) Die vollständige Information finden Sie unter 
https://www.ihre-vorsorge.de/rente/gesetzliche-rente/hinterbliebenenrenten-was-sich-zum-1-Juli-aendert-ein-ueberblick  
und weitere Informationen unter https://www.drv.de . 
Sie beziehen eine (große) Witwen- oder Witwerrente und zusätzlich Arbeitseinkommen? Das geht! Ab Juli 2024 dürfen 
Sie brutto monatlich bis zu 1.730 Euro monatlich verdienen, ohne dass der Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente 
entfällt. Dieser Wert gilt für Witwen und Witwer, die das reguläre Rentenalter noch nicht erreicht haben, Details sind zu 
beachten. 
Wegen des Umfangs der oben erwähnten Informationen (ca. 20 Seiten) wäre an dieser Stelle nur die Kurzform 
oder ein Zusammenschnitt möglich gewesen. Aus diesem Grund hier nur der Überblick: 
- Job plus Hinterbliebenenrente – das geht! 
- Langzeitkonto kann Plus bei der Hinterbliebenenrente bringen 
- Doppelrente für mehr als vier Millionen Bezieher 
- Doppelrente plus Minijob – so wird gerechnet 
- Minderung des Einkommens sofort melden 
- Nullrentner müssen selbst aktiv werden 
- Überblick: Wie das Nettoeinkommen bei anderen Einkünften berechnet wird 
- Wann aus der Kleinen eine Große Hinterbliebenenrente wird 
- Mehr zum Thema 
Quellen: ihre-vorsorge, Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 

EU-weiter Behindertenausweis kommt 
Straßburg, d. 26. April 2024 (gekürzt) Personen mit Behinderungen können demnächst einen EU-weit gültigen 
Behinderten- und Parkausweis erhalten. Einer entsprechenden Regelung stimmte das Europäische 
Parlament in Straßburg gestern zu. Die Annahme durch den Rat der EU-Mitgliedstaaten gilt als Formsache. 
Die neuen Ausweise sollen sicherstellen, dass ihre Inhaber bei Reisen oder einem Studium im europäischen 
Ausland gleichberechtigten Zugang zu Sonderkonditionen haben, etwa ermäßigte Eintrittspreise oder 
reservierte Parkplätze. Der Behindertenausweis wird in Kartenform kostenlos ausgestellt und verlängert. Je 
nach Möglichkeit soll es auch eine digitale Version geben. Nicht EU-Bürger, die sich rechtmäßig in der Union 
aufhalten, können bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen ebenfalls den EU-
Behindertenausweis bekommen. Mit der Schaffung des EU-Behindertenausweises geht es nicht um 
Reiserleichterungen. Der neue Ausweis steht für die Verpflichtung der EU, Freizügigkeit für alle Europäer zu 
gewährleisten. 
Quelle: aerzteblatt.de 
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ASB Wünschewagen 
Hannover (gekürzte Pressemitteilung) Der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) Landesverband Niedersachsen e.V. 
hat einen weiteren neuen „Wünschewagen Plus“. Mit diesem speziell konstruierten 
Krankentransportfahrzeug werden letzte Herzenswünsche sterbender Menschen aus dem gesamten 
Bundesland erfüllt. Wer auch immer betroffen ist, rund 130 ehrenamtlich Tätige setzen alles daran, dass ihre 
Gäste fast wunschlos gehen können. Die Nachfrage nach Wunschfahrten steigt, so dass die Anschaffung 
eines weiteren Wagens helfen soll Glücksmomente erleben zu dürfen. Ehrenamtliche begleiten die 
Fahrgäste auf den Fahrten medizinisch-pflegerisch. Der neue Wünschewagen bietet deutlich mehr Komfort 
für Reisende und Ehrenamtliche. Die vollständige Pressemitteilung finden Sie auf der Website des ASB. 
Über den Einsatz und der möglichen Ziele des Wünschewagens erfahren Sie mehr unter www.asb.de und 
www.freiwilligenserver.de . 
Quelle: Website ASB Niedersachsen 
 

Rentenanpassung 2024 und mögliche Folgen 
Mit der Rentenanpassung zum 1. Juli 2024 steigen die Renten für rund 21 Millionen Rentnerinnen und 
Rentnern wieder deutlich. Mit der aktuellen Rentenanpassung von 4,57 Prozent profitieren alle im dritten 
Jahr in Folge von der guten Entwicklung der Löhne und Gehälter, und zwar erstmals in den neuen und alten 
Bundesländern gleichermaßen. Diese positive Entwicklung stärkt die gesetzliche Rente als zentrale Säule 
der Alterssicherung in Deutschland, so die Deutsche Rentenversicherung (DRV). Da die Angleichung der 
Renten Ost und West bereits im vergangenen Jahr vorzeitig erreicht wurde, gibt es einen einheitlichen 
Anpassungswert für die alten und neuen Bundesländer. Die Rentenanpassung fällt erneut deutlich höher 
aus als die erwartete durchschnittliche Preisentwicklung. Die Bundesregierung erwartet gemäß dem 
Jahreswirtschaftsbericht 2024 einen Anstieg der Verbraucherpreise um 2,8 Prozent. 
Weniger als ein Drittel der Rentnerinnen und Rentner in Deutschland müssen Steuern zahlen. Dies geht aus 
neuen Zahlen des Bundesfinanzministeriums hervor. Demnach zählte das Ministerium von den mehr als 21 
Millionen Rentenempfängern etwa 6,3 Millionen Menschen zur Kategorie „Steuerpflichtige mit 
Renteneinkünften“. Rund 244.000 Rentnerinnen und Rentner müssen 2024 - keine Steuern mehr zahlen -. 
Sie profitieren nach Angaben des Ministeriums von der Erhöhung des Grundfreibetrags. Zugleich kämen 
aber 114.000 Rentenbeziehende als Steuerpflichtige hinzu, weil sie von Juli an 4,57 Prozent mehr Rente 
erhalten. Der steuerpflichtige Grundfreibetrag war 2023 auf 10.908 Euro erhöht worden. In diesem Jahr 2024 
hat die Bundesregierung den Freibetrag auf zunächst 11.604 Euro aufgestockt. Das Ministerium legte auch 
Zahlen vor, ab welcher Höhe auf eine gesetzliche Rente Steuern anfallen. Demzufolge bleibt zum Beispiel 
eine alleinstehende rentenbeziehende Person, die im vergangenen Jahr in Rente gegangen ist, für 2023 
„steuerunbelastet“, wenn ihre monatliche Bruttorente den Betrag von 1.234 Euro nicht überschreitet. Von 1. 
Juli 2023 an liegt diese Grenze dann bei 1.306 Euro, das Ministerium hat dabei die Rentensteigerung im 
Osten unterstellt. Voraussetzung ist: Es gibt keine weiteren Einkünfte neben der Rente. Das Ministerium 
merkt aber an: Bis zu welcher Bruttorente „im Einzelfall keine Steuern zu zahlen sind, hängt von weiteren 
persönlichen Merkmalen ab“. Hätte die oben beschriebene Person zum Beispiel Werbungskosten oder 
Sonderausgaben über den Pauschbeträgen oder könnte sie außergewöhnliche Belastungen (Krankheits- 
und Pflegekosten) steuermindernd geltend machen, kann es sein, dass sie keine Steuern zahlen muss, 
obwohl ihre Rente deutlich über den genannten Grenzen liegt. 
Ob Steuern fällig sind, hängt bei Ruheständlern mit einer gesetzlichen Rente vor allem davon ab, ob und in 
welcher Höhe andere Einkünfte hinzukommen, wie etwa Mieteinnahmen, Kapitalerträge oder Betriebsrenten. 
Die meisten Rentnerinnen und Rentner, die Steuern zahlen müssen, haben solche Zusatzeinkünfte. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung (DRV), ihre-vorsorge 
 

Mangelhafte Widerrufsbelehrungen 
Urteil: 
Bundesgerichtshof (BGH) v. 21.02.2024 (IV ZR 297/22) 
Wegen mangelhafter Widerrufsbelehrungen in Vertragstexten sind viele Versicherungsverträge wegen des 
ewigen Widerrufsrechts auch weiterhin anfechtbar. Bei einem Widerruf, anders als bei einer Kündigung, 
müssen alle eingezahlten Beiträge ohne Abzug von Maklerprovisionen und Verwaltungskosten 
zurückgezahlt werden. Außerdem muss die Versicherung Sie auch an dem mit Ihrem Geld erzielten 
Anlagegewinn beteiligen. Ob Ihr Vertrag betroffen ist, prüft zum Beispiel das Düsseldorfer Verbraucherportal 
www.helpcheck.de gratis und unverbindlich. Das gegen die Generali Versicherung erwirkte BGH-Urteil stärkt 
erneut die Position von Verbrauchern in Sachen Widerruf. Es beweist: Spezialisierte Verbraucherportale mit 
jahrelanger Expertise sind in der Lage, Fehler in den Vertragswerken mit Präzision zu identifizieren und die 
Ansprüche der Verbraucher konsequent durchzusetzen.  
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Hierum geht es: Kapitallebens- oder Rentenversicherungen, die zwischen 1994 und 2007 abgeschlossen 
wurden. Auch gilt dieses für bereits ausgezahlte oder gekündigte Versicherungen. Selbst hier können Sie 
nachträglich Forderungen an den Versicherer stellen, selbst dann, wenn Ihnen Ihre Unterlagen nicht mehr 
komplett vorliegen. 
Quellen: www.verbraucherzentrum.info , Bundesgerichtshof (BGH) 
 

Digitale Rentenübersicht: Alle drei Säulen der Altersvorsorge auf einen Blick 
Auf Grundlage des Rentenübersichtsgesetzes aus dem Jahr 2021 wurde die Digitale Rentenübersicht in den 
letzten Jahren entwickelt und stand seit Mitte 2023 allen Bürgerinnen und Bürgern in einer Pilotphase zur 
Verfügung. Seit Jahresbeginn befindet sich das Online-Portal www.rentenübersicht.de nun im Regelbetrieb. 
Die Digitale Rentenübersicht unterstützt Entscheidungen zur Altersvorsorge. Sie verschafft einen Überblick 
über alle drei Schichten: Die gesetzliche Rentenversicherung, die betriebliche und die private Altersvorsorge. 
Damit die Digitale Rentenübersicht funktioniert, arbeiten viele unterschiedliche Stellen zusammen. Von der 
Rentenversicherung, den Anbietern der betrieblichen und privaten Altersvorsorge, den 
Verbraucherorganisationen bis zu den beteiligten Bundesministerien. Durch das Online-Portal wird eine 
einheitliche, vergleichbare und nutzerfreundliche Darstellung der individuellen erwartbaren Vorsorgesituation 
im Alter geboten. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 

Job plus Rente 
Seitdem Arbeitseinkommen nicht mehr auf frühe Altersrenten angerechnet wird, ist die Kombination 
attraktiver denn je, denn sogenannten Kombinierern winkt 2024 vielfach eine Erstattung zu viel gezahlter 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge. Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung müssen nur bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze gezahlt werden. Sie lag 2023 bei 4.975 Euro, das sind aufs Jahr bezogen 
59.850 Euro. Da immer mehr Ältere neben einem Arbeitsentgelt auch Rente und gegebenenfalls zudem 
noch eine Betriebsrente beziehen, kommt es häufig zu Überzahlungen. Das ist kein Fehler der Deutschen 
Rentenversicherung (DRV), auch kein Fehler der Krankenkasse. Im laufenden Jahr liegen die 
entsprechenden Informationen den Sozialversicherungen nicht vor. Somit wird automatisch zu viel an 
Beiträgen abgeführt. Nach Auskunft des GKV-Spitzenverbands ist es nur in Ausnahmefällen möglich, den 
Beitragseinzug auf die Höhe zu begrenzen, die der Beitragsbemessungsgrenze entspricht. Anträge auf 
Erstattung von zu viel gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen müssen bei der Krankenkasse 
und nicht bei der Rentenversicherung gestellt werden. 
Hinweis: Der § 231 des V. Sozialgesetzbuchs regelt die Erstattung von Beiträgen. Die 
Krankenversicherungen sind nicht verpflichtet, von sich aus die überzahlten Beiträge zu erstatten, denn „es 
besteht ein Antragserfordernis“, juristisch formuliert. Krankenkassen haben allerdings eine 
Informationspflicht. Aus § 231 Abs. 1 Satz 2 geht hervor: „Die Krankenkasse informiert das Mitglied, wenn es 
zu einer Überschreitung der Bemessungsgrenze gekommen ist“. Das Gesetz sieht hierfür keine Frist vor. 
Eine Selbstprüfung kann durchgeführt werden, in dem aus 2023 das monatliche Bruttoarbeitsentgelt und die 
monatliche Bruttorente addiert werden. Die Bruttorente ist die Rente vor dem Abzug der Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge. Kommt dabei der Betrag von über 4.985 Euro monatlich heraus, so sind 
wahrscheinlich zu viel Beiträge an Kranken- und Pflegeversicherung abgeführt worden. Sollte das der Fall 
sein, reicht ein formloses Schreiben um Beitragserstattung. Der Anspruch auf Beitragserstattung verjährt in 
vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Beiträge entrichtet worden sind (§ 27 Abs. 2 IV 
Sozialgesetzbuch). Das bedeutet: Bei einer Überzahlung im Jahr 2020 kann im Jahr 2024 eine 
Rückerstattung verlangt werden. Verjährt sind Ansprüche aus den Vorjahren. 
Unterm Strich: Kassen haben bei einer Beitragsüberzahlung eine Informationspflicht. Anträge auf 
Rückerstattung müssen Versicherte bei der Krankenkasse stellen. Wurde in den Jahren 2019 oder 2018 
über eine Überzahlung nicht informiert, können trotz der Verjährung Ansprüche geltend gemacht werden.  
Urteil: 
Bundessozialgericht 
Über einen vergleichbaren Fall aus dem Bereich der Arbeitslosenversicherung hat das Bundessozialgericht 
entschieden (Az. B 12 AL 1/06 R). 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de, Bundesozialgericht 
 

Digital vor Ort: Kostenlose Weiterbildung für Ehrenamtliche in der Wesermarsch 
Das Projekt „Digital vor Ort“ bietet allen interessierten Ehrenamtlichen im Landkreis Wesermarsch ein 
kostenloses „Rundum-sorglos-Paket“ zur Stärkung ihrer digitalen Kompetenz. Seit dem Frühjahr 2022 
werden für die nächsten drei Jahre, bis 2025, Online- und Präsenzveranstaltungen angeboten, die folgende 
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Themen abdecken: Grundlagen der PC-Kenntnisse, das breite Spektrum der sozialen Medien, 
Vereinsmarketing und die Vermittlung der aktuellen Datenschutzbestimmungen. 
Der Landkreis Wesermarsch übernimmt die komplette Projektfinanzierung der drei Jahre, damit das Angebot 
allen interessierten Ehrenamtlichen zugänglich ist. 
Quelle: Website KVHS Wesermarsch 
 

Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) 
(gekürzt)  
UPD-Telefon: 0800 011 77 22 
Beratungszeiten: Montag, Dienstag und Donnerstag: 09.30 – 12.00 Uhr und 15.00 – 17.00 Uhr 
                            Mittwoch und Freitag: 09.30 -14.00 Uhr 
Aktuell erfolgt die Beratung ausschließlich telefonisch und anonym. Das Angebot der Patientenberatung wird 
für die Zukunft weiter ausgebaut. Die Stiftung UPD ist eine gemeinnützige Organisation, die es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, Ratsuchende umfassend über gesundheitliche und gesundheitsrechtliche Fragen zu 
informieren und zu beraten. 
Die Beratung umfasst: Arzneimittel und pharmazeutische Beratung, Befunderläuterung, Behandlungsfehler, 
Kranken- und Pflegeversicherungsfragen, Gesundheitsinformationen und geeignete Anlaufstellen im 
Gesundheitswesen, Patientenrechte, Psychotherapeutische und psychosoziale Unterstützung neben 
weiteren Bereichen. 
Die Dienste der UPD sind für alle zugänglich, unabhängig vom Versicherungsstatus, ob gesetzlich, privat 
oder nicht versichert. Das Beratungsangebot ist kostenfrei. Die Finanzierung erfolgt durch öffentliche 
Fördermittel. Die Beratungen übernehmen ausschließlich professionelle Patientenberaterinnen und-berater 
(Juristinnen/Juristen, Sozialversicherungsfachangestellte, psychosoziale Fachkräfte). Die UPD verpflichtet 
sich zur Unabhängigkeit und Neutralität. Die Beratungsinhalte werden nicht von Pharma-Unternehmen, 
Versicherungen, Krankenhäusern oder Behörden beeinflusst. Die Stiftung wurde auf gesetzlicher Grundlage 
ins Leben gerufen, um Ratsuchenden unabhängige und neutrale Beratung zu bieten.  
Gute Gesundheitsinformationen sind auch auf www.gesundheitsinformationen.de zu finden. Auf dem 
neusten Stand hält das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) die Website. 
Zuverlässige und verständliche Informationen für gesundheitsbezogene Entscheidungen sind auf ihr 
abgelegt. 
Quelle: www.patientenberatung.de , Bundesregierung 
 

 
 

 
 

 
 
 
 
 


